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Wettbewerb, Wirtschaft und Finanzen 
 
Vergabe von Fahrzeugen: Konsultation gestartet 
 

Im Rahmen der im Arbeitsprogramm der EU-Kommission angekündigten Priorität zu einer besseren 
Rechtsetzung (vgl. Brüssel Aktuell 1/2015) gab die Generaldirektion Mobilität und Verkehr eine 
Konsultation zur Evaluierung der Richtlinie 2009/33/EG über die „Förderung sauberer und energieeffizienter 
Straßenfahrzeuge“ (siehe Brüssel Aktuell 13/2009) in Auftrag… 
 
Öffentliches Auftragswesen: Experten gesucht 
 

Im Rahmen ihrer neuen Amtsperiode sucht die EU-Kommission neue Mitglieder für ihre Stakeholder-
Expertengruppe im Bereich des öffentlichen Auftragswesens (vgl. Brüssel Aktuell 30/2014). Das seit dem 
Jahr 2011 bestehende, zwanzigköpfige Team unterstützt die EU-Kommission durch die Bereitstellung 
qualitativ hochwertiger juristischer, wirtschaftlicher, technischer und/oder praktischer Informationen und 
Fachkenntnisse und trifft sich durchschnittlich drei Mal pro Jahr… 
 
Beihilferecht: EuGH zu geförderten Wohnungsdarlehen 
 

Mit Urteil vom 19. März befand der Europäische Gerichtshof, dass eine Garantie über Wohnungsbeihilfen, 
die ausschließlich einem Kreditinstitut gewährt wird, a priori eine staatliche Beihilfe im Sinne von 
Art. 107 Abs. 1 AEUV darstellt (Rechtssache C-672/13)… 
 

Umwelt, Energie und Verkehr 
 
Passagierrechte: Bericht zu Ausnahmen veröffentlicht 
 

Die Europäische Kommission veröffentlichte am 13. März einen Bericht über die von den Mitgliedstaaten 
gewährte Ausnahmen im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 über die Rechte und Pflichten der 
Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (zuletzt Brüssel Aktuell 21/2010)… 
 

Soziales, Bildung und Kultur 
 
Europäischer Rentenaufzeichnungsdienst: Projektergebnisse vorgestellt 
 

Immer mehr Arbeitnehmer erwerben aufgrund ihrer Tätigkeit in unterschiedlichen EU-Mitgliedstaaten oder 
im Rahmen ihrer Beschäftigung bei grenzüberschreitend tätigen Unternehmen Rentenansprüche. Mit dem 
Ziel, sowohl für die Beschäftigten als auch die Rentenanbieter einen besseren Überblick über die 
erworbenen Anwartschaften zu schaffen, wurde im Projekt TTYPE „Verfolgung und Rückverfolgung Ihrer 
Rentenansprüche in Europa“ („Track and Trace Your Penison in Europe“) die Möglichkeit eines EU-weit 
grenzüberschreitenden Aufzeichnungsdienstes für Pensions- und Rentenansprüche untersucht und ein 
entsprechendes Konzept entwickelt… 
  

https://www.surveymonkey.com/s/CVD_DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32009L0033&from=DE
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=163024&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=241661
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52015DC0117&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:315:0014:0041:de:PDF
http://pensionstogether.eu/
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Institutionen, Grundsätzliches und weitere EU-Themen 
 
Transparenz, Rechenschaftspflicht und Integrität: Anhörung im EU-Parlament 
 

Am 26. März fand eine erstmalige gemeinsame Anhörung des Haushaltskontrollausschusses (CONT), des 
Rechtsausschusses (JURI), sowie der Ausschüsse für konstitutionelle Fragen (AFCO) und für bürgerliche 
Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) zum Thema „Wege zu einem hohen Maß an Rechenschaftspflicht, 
Transparenz und Integrität in den EU-Organen“ statt. Neben verschiedenen Ansätzen zur 
Weiterentwicklung des Status quo, u. a. durch ein obligatorisches Transparenz-Register, kam immer wieder 
zur Sprache, dass die praktische Umsetzbarkeit zu berücksichtigen ist und eine „Zwangsjacke“ für die EU-
Institutionen nicht das Ziel sein kann. Entwicklungen in diesem Bereich spielen auch für kommunale 
Interessenvertreter eine Rolle, die wie Lobbyisten mit Partikularinteressen in den Anwendungsbereich des 
Transparenz-Registers fallen… 
 
Europäische Bürgerinitiative: EU-Kommission veröffentlicht erste Bilanz 
 

Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) ist eine Neuerung des Vertrags von Lissabon und seit 1. April 2012 in 
Kraft. Am 31. Mai veröffentlichte die EU-Kommission einen ersten Bericht über die Anwendung der hierfür 
zugrundeliegenden Verordnung (EU) Nr. 211/2011 „über die Bürgerinitiative“ (vgl. Brüssel Aktuell 4/2012). 
In diesem Bericht wird, drei Jahre nach ihrem Inkrafttreten, die Umsetzung dieser Verordnung analysiert. 
Dabei werden die bisherigen Bürgerinitiativen statistisch aufgearbeitet, das Verfahren für eine EBI 
beschrieben und eine überwiegend positive Bewertung der bisherigen Umsetzung gezogen… 
 
EuGH: (Wieder-)Ernennung von acht Richtern und drei Generalanwälten 
 

Kontinuität am Europäischen Gerichtshof (EuGH) wurde am 1. April durch die Wiederernennung von acht 
Richtern und zwei Generalanwältinnen sowie durch die Ernennung nur eines neuen Generalanwalts 
sichergestellt… 

 

Förderprogramme 
 
URBACT III: Erster Aufruf für Aktionsplanungs-Netzwerke gestartet 
 

Am 30. März wurde der erste Aufruf (sog. „Call“) in der Förderperiode 2014-2020 im EU-Programm für 
nachhaltige Stadtentwicklung URBACT III veröffentlicht (zuletzt Brüssel Aktuell 12/2015). Im Rahmen eines 
der bis zu 20 entstehenden Aktionsplanungs-Netzwerke entwickeln einzelne Partner lokale Aktionspläne/-
strategien… 

http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20150326-0900-COMMITTEE-CONT-JURI-AFCO-LIBE
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/cont/dv/jointhearingafcojuricontlibe_/jointhearingafcojuricontlibe_en.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=COM:2015:145:FIN&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32011R0211&qid=1428568628604&from=DE
http://urbact.eu/open-calls-networks
http://urbact.eu/sites/default/files/media/urbactiii_call_for_proposals_actionplanningnetworks.pdf

